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Einleitung 

Als sich zur Jahreswende 1989/90 abzeichnete, daß die Lebensdauer der to-
talitären Regime sowjet-russischer Ausprägung in Ost- und Mitteleuropa, wel-
che die Ausübung ihrer Herrschaft  vor allem auf ein ausgeklügeltes Überwa-
chungs- und Kontrollsystem ihrer Bevölkerung stützten, endlich sein würde, 
ließ dieser Umstand neuerlich die Frage aufkommen, ob es sich hierbei um sy-
stemimmanente Erscheinungsformen staatlicher Autoritätsausübung handelt, 
die unserem Jahrhundert zueigen sind, oder ob es vergleichbare Kontrollme-
chanismen auch schon früher,  vor allem in dem häufig mit negativen Vorzei-
chen bedachten preußischen absoluten Staat, gab. Dieses pressierte um so stär-
ker, je mehr allmählich im Zuge zu leistender "Aufräumarbeiten"  der wahre 
Umfang dieser zwar allgemein, aber nicht immer näher bekannten Bespitzelung 
zutage gefördert  wurde. 

Inspiriert durch ein ähnlich gelagertes Aufsatzthema1 soll hier in einem zeit-
lich weiter gesteckten Rahmen der Frage nachgegangen werden, inwieweit sich 
ein Staat (konkret der preußische, der neben Österreich bedeutendste Territori-
alstaat des 1806 untergegangenen Heiligen Römischen Reiches Deutscher Na-
tion) im Zeitalter des Absolutismus im Wege der Gesetzgebung - ganz allge-
mein ausgedrückt - "geschützt" hat, wobei getreu dem Rankeschen Prinzip 
aufgezeigt werden soll, was es gab. Dabei ist keineswegs vergessen worden, 
daß aus einem Gesetz nicht unmittelbar auf die Verwaltungswirklichkeit und 
Lebensrealität rückgeschlossen werden kann. Weil damals aber - anders als in 
der gegenwärtig gängigen Gesetzgebungspraxis - in den Gesetzen selbst die 
Motive und ihre Begründung mitenthalten waren, sind sie gleichwohl aussage-
kräftiger  als die modernen abstrakten Gesetzestexte. Deswegen werden auch 
prägnante Formulierungen wörtlich zitiert, weil die plastische Ausdrucksweise 
des absolutistischen Gesetzgebers im Barock ein beredtes und anschauliches 
Bild seiner Intentionen gibt. Außerdem läßt sich daraus immer wieder entneh-
men, daß es bei der praktischen Umsetzung legislatorischer Maßnahmen Defi-
zite gab2, was wiederum deren häufigen neuerlichen und oftmals verschärften 
Erlaß notwendig werden ließ. Das Unterfangen stützt sich im wesentlichen -
ausgehend von den drei brandenburgischen bzw. preußischen Landrechten aus 

1 Fijal/Jost, Staatsschutzgesetzgebung in Preußen unter der Regentschaft Friedrichs 
des Großen, in: Aufklärung 1994 / S. 49-83. 

2 Neugebauer, in: Brandenburgische Geschichte, S. 350. 
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den Jahren 1620, 1685 und 17213 - auf eine Auswertung des sog. "Mylius", 
keiner offiziellen,  aber einer von höchster Seite aus autorisierten Gesetzes-
sammlung. Den Entwicklungsschlußpunkt bilden dann die einschlägigen Rege-
lungstatbestände des Allgemeinen Landrechts für die Preußischen Staaten von 
1794. Wenngleich es erst nach dem Tode Friedrichs des Großen in Kraft  trat, 
so ist es dennoch als die Kodifikation seiner Ära anzusehen und daher von dem 
hier gesteckten Zeitrahmen noch mitumfaßt. Hierbei ist es das Anliegen, Ent-
wicklungstendenzen innerhalb des Untersuchungszeitraumes aufzuzeigen, wo-
bei interessanterweise damals wie heute durchaus ähnlich gelagerte Problem-
felder existierten, zu deren Bewältigung man sich des Gesetzgebungsinstru-
mentariums bediente. 

Nach einem die geistes- und ideengeschichtlichen Grundlagen des Absolu-
tismus im allgemeinen und der Staatsschutzgesetzgebung im besonderen be-
handelnden Eingangskapitel, in welchem auch die zeitliche Eingrenzung näher 
begründet, der Begriff  der Staatsschutzgesetzgebung eingegrenzt und auf die 
Gesetzgebungspraxis eingegangen wird und das damit die theoretisch-abstrakte 
Basis für die Untersuchung darstellt, soll in den nachfolgenden Kapiteln auf die 
in Gruppen systematisierte Materie der Staatsschutzgesetzgebung im einzelnen 
eingegangen werden. Ein Hauptpunkt ist selbstverständlich das Majestätsver-
brechen. Neben einem historischen Abriß hierzu wird die Ausformung erläu-
tert, die es während des hier interessierenden Zeitraumes erfahren  hat. Weitere 
Legislativakte werden unter dem modernen Begriff  der "inneren Sicherheit" 
zusammenfassend dargestellt. Es folgt die Erörterung von Gesetzgebungsmaß-
nahmen, welche die Zensur, das Paßwesen, als separate Bevölkerungsgruppe 
die Juden und solche, welche die Wirtschaft  Brandenburgs-Preußen betreffen. 
Eine eindeutige Zuordnung der Gesetze zu einer der gebildeten Gruppen ließ 
sich dabei allerdings nicht immer erreichen, vielmehr gibt es Überschneidun-
gen. Dieses zeigt aber nur die Verflechtung und gegenseitige Bedingtheit der 
Gesetze. Denn der letztendlich ergangene Legislativakt hatte häufig verschie-
dene Gründe und Ursachen, die zu seinem Erlaß führten. Vor allem bei Wirt-
schaftsgesetzen und solchen, welche die jüdische Bevölkerung betreffen,  wird 
sich oft ein solcher Zusammenhang aufzeigen lassen, aber genauso zwischen 
dem Paßwesen und der Wirtschaft,  zumindest partiell. 

Daß es sich hier bei den im Gesetzgebungsweg geregelten Sachverhalten um 
keineswegs nur "historische" Problemfelder  handelt, beweisen gerade gegen-
wärtig aktuelle nationale und internationale Gesetzgebungsvorhaben, denen 
vom Regelungsanlaß her ähnliche Aufgaben zur gesetzlichen Lösung zugrunde 
liegen wie damals. Aber auch der ständige Ruf nach staatlichen Subventionen 
für die Wirtschaft  ist insofern nichts Neues und vergleichbar der damaligen 

3 Berner, §§ 38ff.  = S. 29ff. 
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staatsinterventionistischen Wirtschaftsgesetzgebung, nämlich der Förderung 
der einheimischen Wirtschaft  durch Zölle und Ein- bzw. Ausfuhrverbote  im 
Untersuchungszeitraum, um sie gegenüber der ausländischen zu begünstigen 
bzw. wettbewerbsfähig zu machen. Selbst Majestätsbeleidigungen können auch 
heutzutage noch begangen werden, wie darüber und über deren rechtliches 
Nachspiel berichtende Zeitungsartikel4 bezeugen. Es handelt sich selbst bei die-
sem Tatbestand um kein quasi "archaisches", aus grauen Vorzeiten stammendes 
Delikt, sondern um eine zumindest in Monarchien noch gegenwärtige Rechts-
materie. 

Mögen Teilbereiche der hier untersuchten Gesetzesmaterie womöglich 
schon in der einen oder anderen Einzeldarstellung behandelt worden sein, so 
unternimmt diese zusammenfassende Untersuchung den Versuch, dieselbe un-
ter dem übergeordneten Aspekt des Staatsschutzes darzustellen. 

4 Z. Beisp. FAZ vom 2. II. 1995; Haubold, Erhard: Über Skandale am Hof wird in 
Thailand nur gemunkelt, in: F.A.Z. vom 24. VI. 1996, S. 1 lf. 


